Deutscher Bundestag 
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1953 


Drucksache 134 


Antrag 

der Fraktion der CDU CSU 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Siebenten Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz über den Lastenausgleidi (La- 
stenausgleichsgesetz — LAG) vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) wird wie folgt 
geändert: 

1. Nach § 249 wird folgender § 249 a ein- 
gefügt: 

4 249 a 

Altsparerzuschlag 

(1) Soweit die Hauptentschädigung 
für Abgeltung von Verlusten an Geld- 
ansprüchen (§ 12 Abs. 1 Nr. 2 c und d, 
§ 14) gewährt wird, die Sparanlagen 
(§ 2 des Altsparergesetzes vom 14. Juli 
1953 — Bundesgesetzbl. 1 S. 495 — ) 
sind und die dem unmittelbar Geschä- 
digten oder einem Rechtsvorgänger (§ 3 
des Altsparergesetzes) schon bei Beginn 
des 1. Januar 1940 zugestanden haben, 
wird wegen dieser Ansprüche ein zu- 
sätzlicher Grundbetrag (Altsparerzu- 
schlag) gewährt. Dieser beträgt bei Spar- 
anlagen, die nach den im Bundesgebiet 
geltenden Umstellungsvorschriften im 
Verhältnis 100 : 10 umzustellen gewe- 
sen sind, 10 vom Hundert der schon am 
1. Januar 1940 bestehenden Sparanlage; 
bei Sparanlagen, die im Verhältnis 
100:6,5 umzustellen gewesen w^ären, 
13,5 vom Hundert der schon am 1. Ja- 
nuar 1940 bestehenden Sparanlage. 


(2) Der Altsparerzuschlag ist in den 
Fällen des § 247 nach dem Verhältnis 
der Erbteile aufzuteilen. Die §§248 und 
249 finden auf ihn keine Anwendung. 
Er wird, sofern der Schaden nach dem 
Feststellungsgesetz festgestellt ist, auch 
gewährt, wenn der Grundbetrag in 
Auswirkung der Vorschriften des § 245 
Nr. 3 in Verbindung mit § 246 oder 
des § 249 nidit gewährt wird. 

(3) Als bei Beginn des 1. Januar 1940 
bestehende Sparanlagen gelten, sofern 
nicht der Geschädigte den Nachweis 
eines höheren Betrages führt, 

1. Spareinlagen, Postsparein- 
lagen und Bausparguthaben 

mit 20. V H., 

2. Pfandbriefe, Rentenbriefe, 
Schiffspfandbriefe und Kom- 
munalschuldverschreibungen 

mit 80 V. H., 

3. Industrieobligationen mit 50 v. H., 

4. Ansprüdie aus Lebensversi- 
cherungsverträgen mit 60 v. EL, 

5. sonstige privatrechtliche An- 

sprüche, die durch Hypo- 
theken, Grundschulden oder 
Rentenschulden gesichert 
waren, mit 100 v. H. 

des Betrages der Reichsmark- 
sparanlage.“ 
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2. ln § 245 Nr. 3 werden die Sätze 2 und 3 
gestrichen. 

3. In § 344 wird der zweite Halbsatz vom 
Worte „jedoch“ an gestrichen. 

§ 2 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Buiides- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 


S 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung mit Wirkung vom Inkrafttre- 
ten des Lastenausgleichsgesetzes (§ 375) in 
Kraft. 

Bonn, den 8. Dezember 1953 

Cillien und Fraktion 



